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Übersicht



Editorial

	
Die Turbulenzen der letzten Wochen haben zur vorzeitigen Aufkündigung der Koalitionsregierung, der 
Bestellung einer Expertenregierung und zur Ausschreibung von Neuwahlen Ende September geführt. 	
Das Schicksal der medial breit diskutierten Eckpunkte der Steuerreform 2020 / 2022 steht in den Sternen. 
Viele Gesetzesvorhaben sind über den Status des Begutachtungsentwurfs nicht hinausgekommen. 

Es bleibt aus heutiger Sicht offen, ob und wann die in Begutachtung befindlichen Gesetzesvorlagen wie z. B. 
Steuerreformgesetz I 2019 / 2020, Neuorganisation der Finanzverwaltung, Abgabenbetrugsbekämpfungs
gesetz und das Digitalsteuerpaket vom Parlament beschlossen werden. Wir informieren Sie jedenfalls.

Neben interessanten höchstgerichtlichen Entscheidungen und Informationen des BMF finden Sie in dieser 
Ausgabe einen zusammenfassenden Überblick über die Förderung der E-Mobilität. Ein weiterer Beitrag 
beschäftigt sich mit der verbotenen Einlagenrückgewähr bei einer GmbH & Co KG. Wie gewohnt, finden 
Sie auch Hinweise auf wichtige bis Ende September anstehende Termine.

Wir wünschen Ihnen einen erholsamen Sommer. 

 

1	 Aktuelles für Anteilsinhaber und Gesellschafter

1.1	B MF-Info zur steuerlichen Behandlung von für Anteilsinhaber angeschafften bzw.  
	 hergestellten Immobilien

Immobilien, die von einer Kapitalgesellschaft oder einer Privatstiftung zur Überlassung an die Gesellschafter /  
Begünstigte angeschafft werden, führen immer wieder zu steuerlichen Diskussionen. Nunmehr wurden die 
in Rz 637 und Rz 638 KStR enthaltenen Aussagen zur steuerlichen Behandlung von für Anteilsinhaber ange-
schaffte bzw. hergestellte Immobilien vom BMF durch die vorliegende Information für alle offenen Verfahren 
außer Kraft gesetzt. 

Die wichtigste Änderung in der Rechtsansicht des BMF betrifft die Eliminierung der sogenannten Wurzel
ausschüttung, welche allerdings in der Rechtsprechung des VwGH sowieso nie gedeckt war. Nunmehr 
vertritt das BMF – konform zur Rechtsprechung des VwGH – die Ansicht, dass eine von einer Kapital
gesellschaft oder einer Privatstiftung angeschaffte Immobilie stets dieser ertragsteuerlich zuzurechnen ist. 

Eine verdeckte Gewinnausschüttung im Zusammenhang mit von Kapitalgesellschaften oder Privatstiftungen 
errichteten Gebäuden, die an ihre Gesellschafter oder Begünstigte vermietet werden, kann sich damit 
lediglich aus einer zu geringen oder gar keinen Miete ergeben. Wird von der Körperschaft dem Anteils
eigner oder Begünstigten eine Miete für eine zur Verfügung gestellte Immobilie verrechnet, ist zu 	
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untersuchen, ob es für die Vermietung derartiger Immobilien einen funktionierenden Mietenmarkt 
gibt. Den Nachweis für einen funktionierenden Mietenmarkt hat der Steuerpflichtige zu erbringen. 
Liegt ein solcher vor und entspricht die verrechnete Miete der Marktmiete, liegt keine verdeckte 
Ausschüttung (Zuwendung) vor. Liegt die verrechnete Miete unter der Marktmiete, stellt die Differenz 
zu Marktmiete eine verdeckte Gewinnausschüttung dar. Liegt hingegen kein funktionierender Mieten-
markt vor, ist zu untersuchen, ob eine sogenannte Renditemiete bezahlt wird. Diese liegt nach Ansicht 
des VwGH zwischen 3 % und 5 % der Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten (einschließlich Grund-
stück). Wird diese Renditemiete bezahlt, so liegt wiederum keine verdeckte Gewinnausschüttung vor. 
Wird weniger als die Renditemiete bezahlt, liegt in der Differenz zur Renditemiete eine verdeckte 	
Gewinnausschüttung vor. Die Zurechnung einer Immobilie zur außerbetrieblichen Sphäre einer Kapital-
gesellschaft kommt nur ausnahmsweise dann in Betracht, wenn diese schon ihrer Erscheinung nach 
offensichtlich für die private Nutzung durch den Gesellschafter bestimmt ist (wie insbesondere bei 
besonders repräsentativen und luxuriösen Gebäuden, die speziell auf die Wohnbedürfnisse des 	
Gesellschafters abstellen). Die Vermietung einer derartigen Immobilie ist bei der Kapitalgesellschaft 
als außerbetriebliche Vermietung steuerpflichtig. 

IMPRESSUM

Medieninhaber & Herausgeber 

	 Trauner & Partner Steuerberatungs GmbH	
3300 Amstetten, Rathausstraße 5

	 Alle Angaben wurden sorgfältigst recherchiert, 	
sind aber ohne Gewähr.

Redaktionsschluss

	 24. 7. 2019

Konzeption & Gestaltung

	 NIC Werbeagentur GmbH, 3300 Amstetten 

Fotos

	 Fotolia, project photos

HINWEIS

	 Wir haben das vorliegende KlientenInfo mit 	
größtmöglicher Sorgfalt erstellt, bitten aber 	
um Verständnis dafür, dass es weder eine 	
persönliche Beratung ersetzen kann, noch 	
dass wir irgendeine Haftung für deren Inhalt 	
übernehmen können.
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Umsatzsteuerlich ist in allen Fällen zu prüfen, ob eine unternehmerische Tätigkeit vorliegt. Liegt die 	
geleistete Miete unter 50 % der Markt- oder Renditemiete, soll nach Ansicht des BMF die Immobilie nicht  
zum umsatzsteuerlichen Unternehmen gehören. Daher besteht in diesen Fällen kein Vorsteuerabzug. 	
Bei Privatstiftungen vertritt das BMF die Ansicht, dass die Überlassung einer Immobilie an einen Be
günstigten jedenfalls dann keine unternehmerische Tätigkeit im umsatzsteuerlichen Sinn darstellt, 	
wenn die Überlassung im Rahmen der Erfüllung des satzungsmäßigen Zwecks erfolgt.

1.2	V erbotene Einlagenrückgewähr bei der GmbH & Co KG

Der OGH hat seit seiner Leitentscheidung im Jahr 2008 die Rechtsprechung zur analogen Anwendung der 
Eigenkapitalschutzvorschriften des GmbH-Rechts auf die GmbH & Co KG als unechte Kapitalgesellschaft  
vielfach präzisiert und ausgeweitet. Heute ist die analoge Anwendung der Eigenkapitalschutzvorschriften 
der §§ 82 und 83 GmbHG auf die unechte Kapitalgesellschaft in weiten Bereichen unstrittig. 

Nach ständiger Rechtsprechung des OGH umfasst das Verbot der Einlagenrückgewähr auch bei der 	
GmbH & Co KG jede vermögensmindernde Leistung der Gesellschaft an ihre Gesellschafter, ausge
nommen solche in Erfüllung des Gewinnanspruchs, sonstiger gesetzlich zugelassener Ausnahmefälle 	
und Leistungen aufgrund fremdüblicher Austauschgeschäfte. Bei Austauschgeschäften zwischen 	
Gesellschaft und Gesellschafter bzw. verbundenen Personen wird regelmäßig davon ausgegangen, dass 
ein Verbotsverstoß ein objektives Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung voraussetzt. 	
Da dieses Missverhältnis nur bei marktgängigen Waren und Leistungen leicht feststellbar ist, muss 	
man zur Bestimmung eines allfälligen Missverhältnisses auf den sogenannten Dritt- oder Fremdvergleich 
abstellen. Ergibt die Prüfung, dass ein objektives Missverhältnis vorliegt, kann dieses dennoch gerecht-
fertigt sein, wenn dafür eine betriebliche Rechtfertigung vorliegt. 

In der Praxis stehen die fremdüblichen Austauschgeschäfte in Form der Kreditgewährung an Gesell
schafter oder auch Schwestergesellschaften im Fokus. Innerhalb eines Konzerns sind wechselseitige 
Kreditgewährungen im Rahmen eines Cash-Pooling eher die Regel als die Ausnahme. Dabei fällt der 
klassische Drittvergleich oft schwer. Daher muss in der Praxis oft die betriebliche Rechtfertigung von 
Darlehensgewährungen beurteilt werden. Dabei können übergeordnete Geschäftsinteressen geboten 	
sein. Jedenfalls müssen Kreditgewährungen auch im Konzern dem Maßstab einer sorgfältigen Geschäfts-
führung entsprechen. Dies bedeutet, dass angemessene Zinsvereinbarungen, angemessene Rückzah-
lungsvereinbarungen und angemessene Sicherheiten vereinbart werden müssen und auch eine laufende 
Beobachtung der Bonität des Schuldners erfolgen muss. 

Bei einer GmbH & Co KG kommt es häufig vor, dass Kommanditisten Entnahmen tätigen, obwohl auf 
ihrem Gewinnverrechnungskonto kein entsprechendes Guthaben besteht. Dies stellt grundsätzlich einen 
Verbotsverstoß dar. Eine Heilung dieses Verbotsverstoßes kann durch Aufrechnung mit allfälligen spä-
teren Gewinnanteilen des jeweiligen Kommanditisten erfolgen. Allerdings kann diese Aufrechnung nur 
dann wirksam vereinbart werden, wenn die Gewinnanteile vollwertig und liquide sind. Vollwertigkeit 
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des Gewinnanspruchs liegt nach Ansicht des OGH insbesondere dann nicht vor, wenn die Gesellschaft 
überschuldet oder zahlungsunfähig ist. Bei wirksamer Aufrechnung des Rückersatzanspruchs aus der 
unzulässigen Vorabentnahme des Kommanditisten mit dem (später entstandenen) Gewinnauszahlungs-
anspruchs durch die Gesellschaft erlischt der Anspruch auf Rückersatz der unzulässigen Einlagenrück-
gewähr. Nach einschlägiger Literaturmeinung sei auch die Bestimmung des § 82 Abs. 5 GmbHG analog 	
auf die unechte Kapitalgesellschaft anzuwenden, wonach ein Gewinnverwendungsverbot eingreift, wenn 
sich die Vermögenslage der Gesellschaft im Zeitraum zwischen Bilanzstichtag und Feststellung des Jahres
abschlusses erheblich und voraussichtlich nicht bloß vorübergehend vermindert hat.

Zu beachten ist auch, dass nach Ansicht der Fachliteratur nunmehr auch bei der GmbH & Co KG der 	
Gewinn eines Geschäftsjahres nicht sofort auf den Gewinnverrechnungskonten der Gesellschafter ver-
bucht werden darf, sondern bis zur Feststellung des Jahresabschlusses im Folgejahr und bis zu einem 
allenfalls im Gesellschaftsvertrag vereinbarten Gewinnverwendungsbeschluss als eigener Posten im 
Eigenkapital (den Gesellschaftern zuzurechnender Gewinn) auszuweisen ist.	

1.3	K önnen verdeckte Gewinnausschüttungen in Einlagenrückzahlungen  
	 umqualifiziert werden?

Die Judikatur von VwGH und BFG hat sich in jüngster Zeit mehrfach mit der (rückwirkenden) Umqualifizierung 
von verdeckten Gewinnausschüttungen in Einlagenrückzahlungen beschäftigt. 

•	 Zuerst hatte sich der VwGH mit der Frage zu beschäftigen, ob die mit der Umqualifizierung von 
Betriebseinnahmen in Einlagen bei einer GmbH im Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben 
verdeckte Gewinnausschüttungen oder schlicht Einlagenrückzahlungen sind. Der Hintergrund der 
gegenständlichen Entscheidung war die Zurechnung von angeblich höchst persönlichen Beratungs
einnahmen einer GmbH zu ihrem Alleingesellschafter. Der VwGH kam in dieser Entscheidung erst-
mals zum Ergebnis, dass zwischen den allenfalls dem Gesellschafter zuzurechnenden Beratungs-
einnahmen und den damit im unmittelbaren Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben ein 
konkludenter Vorteilsausgleich bestehe und daher die strittigen Betriebsausgaben keine verdeckten 
Gewinnausschüttungen darstellen würden. Diese Judikatur stellt eine Wende in der bisherigen 
Judikatur des VwGH dar, in der stets für die steuerliche Anerkennung eines Vorteilsausgleichs eine 
eindeutige Vereinbarung über den Ausgleich der gegenseitigen Vorteilszuwendungen zwischen 	
Gesellschaft und Gesellschafter verlangt wurde.

•	 Kurz danach entschied das BFG, dass seines Erachtens auch verdeckte Zuwendungen (Gewinn
ausschüttungen) der Gesellschaft an ihren Gesellschafter als Einlagenrückzahlungen behandelt 	
werden können, sofern ein (ausreichender) positiver Einlagenstand am Evidenzkonto der Gesell-
schaft vorliegt. In dieser Entscheidung hat das BFG zur Rechtfertigung seiner Ansicht ausgeführt, 
dass es für eine Einlagenrückzahlung keine KESt-Anmeldeverpflichtung gibt. Weiter lasse sich 	

6

1		  Aktuelles



keine gesetzliche Frist für die Qualifizierung einer Zuwendung der Gesellschaft an ihren Gesellschaf-
ter als Einlagenrückzahlung aus dem Gesetz ableiten. Die Erfüllung von bloßen Formvorschriften 
kann keinen Einfluss auf die materiell rechtliche Beurteilung eines verwirklichten Sachverhalts 
haben. Daher hat die fehlende oder mangelhafte Führung eines Evidenzkontos gem. § 4 Abs. 12 EStG 
keinen Einfluss auf die (auch rückwirkende) Einstufung einer Zuwendung einer Gesellschaft an ihren 
Gesellschafter als Einlagenrückzahlung oder Gewinnausschüttung. Diese (neue) Rechtsansicht des 
BFG steht im Gegensatz zu der in den KStR und im Einlagenrückzahlungs- und Innenfinanzierungs-
erlass des BMF bislang vertretenen Meinung.

Gegen die Entscheidung des BFG hat das zuständige Finanzamt eine außerordentliche Revision 	
beim VwGH eingebracht, die bislang noch nicht entschieden wurde. Diese Entscheidung des VwGH 
bleibt abzuwarten.

2	 E-Mobilität – Förderungen und steuerliche Anreize 

Elektroautos sind immer häufiger im Straßenbild zu entdecken und stellen für den Nahverkehr mittler- 
weile eine vollwertige Alternative zu herkömmlichen Fahrzeugen dar. Für die Jahre 2019 und 2020 steht  
das zweite E-Mobilitätspaket, das Förderungen für Unternehmer und Private vorsieht, zur Verfügung.

Das zweite E-Mobilitätsprogramm 2019 – 2020 mit einem Volumen von € 93 Mio. wird vom Bund und von 
den Autoimporteuren finanziert. Die Abwicklung erfolgt über die Kommunalkredit Public Consulting (KPC) 
und gilt sowohl für Betriebe als auch für Privatpersonen. Die Einreichung für die Förderaktion Elektro-
PKW, die seit 1.3.2019 online möglich ist, verläuft in einem 2-stufigen Verfahren: 

1)	 online-Registrierung: binnen 24 Wochen muss die Lieferung, Bezahlung und Zulassung des Fahr-
zeuges sowie die Antragstellung erfolgen. Ist das Fahrzeug bereits angemeldet und die Rechnung 
nicht älter als sechs Monate, kann die Anmeldung unmittelbar nach Registrierung erfolgen.

2)	 Folgende Unterlagen benötigen Sie für die Antragstellung:
•	 Rechnung(en) über die Anschaffung des Fahrzeuges
•	 das unterfertigte Formular Rechnungszusammenstellung
•	 Zulassungsbescheinigung
•	 im Fall einer Leasingfinanzierung: Leasingvertrag inkl. Depotzahlung
•	 einen Nachweis über den Einsatz von Strom aus 100 % erneuerbaren Energieträgern
•	 Bei Installation einer Wallbox (Heimladestation): Rechnung und Bestätigung des 	

ausführenden Elektroinstallateurs
•	 Bei Anschaffung eines intelligenten Ladekabels: Rechnung über das intelligente Ladekabel

Voraussetzung für die Förderung ist die Gewährung eines (festgesetzten) E-Mobilitätsbonus der Auto
importeure.
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Neben einem entsprechenden Aufkleber, der am geförderten PKW angebracht ist, gilt es zu beachten, 
dass die vierjährige Behaltedauer und der Nachweis über den Bezug von Strom aus ausschließlich 	
erneuerbaren Energieträgern stichprobenartig kontrolliert wird.	

Förderungen für Privatpersonen 

Gefördert wird die Anschaffung von Elektro-PKW, E-Mopeds / Motorräder und E-Transporträder. 

Voraussetzung ist, dass die Fahrzeuge mit aus Strom erneuerbaren Energieträgern betrieben werden 
müssen. Hybridfahrzeuge mit Dieselantrieb sind ausgeschlossen. Die vollelektrische Reichweite des 	
PKW muss mindestens 50 km betragen. Der Brutto-Listenpreis (Basismodell ohne Sonderausstattung) 
des PKW darf € 50.000 nicht überschreiten.

 

Bundesförderung für E-Fahrzeug Bundesförderung für E-Ladestation

€ 1.500 Elektro- und Brennstoffzellen € 200 Intelligentes Ladekabel

€ 750
Plug-In-Hybrid und Range Extender	
+ Reichweitenverlängerer

€ 200
Wallbox (Heimladestation in 	
Ein- / Zweifamilienhaus

€ 500 E-Motorrad € 600 Wallbox in Mehrparteienhaus

€ 350 E-Moped

€ 200 E-Transportrad

 Hinweis: für die Anschaffung reiner Elektro-PKWs zur Privatnutzung, die in Niederösterreich angemeldet  	
 werden, gibt es zusätzlich eine Landesförderung NÖ bis zu € 1.000!  	

Förderungen für Betriebe

Förderungsmittel werden für alle Unternehmen und sonstige unternehmerisch tätige Organisationen 
bereitgestellt. Die Förderhöhe ist ident mit jener der Privatpersonen, wobei der Bruttolistenpreis € 60.000 
nicht überschreiten darf.

Steuerliche Vorteile

Aus steuerlicher Sicht sprechen mehrere Gründe für den Umstieg auf Elektromobilität. Neben dem Entfall 
der Normverbrauchsabgabe (NoVA) und der motorbezogenen Versicherungssteuer bestehen noch folgen-
de Vorteile:
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•	 Vorsteuerabzug für E-PKW bei Unternehmern

Erwirbt ein Unternehmer ein Elektroauto (CO2  -Emissionswert von 0 g / km), besteht seit 2016 	
die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug, welcher sowohl die Anschaffungskosten oder die Leasing-	
Aufwendungen als auch die laufenden Betriebskosten umfasst.

Übersteigt der Anschaffungspreis eines Elektroautos € 80.000 inkl. USt, entfällt die Möglichkeit zum 
Vorsteuerabzug zur Gänze. Bei Anschaffungskosten zwischen € 40.000 und € 80.000 brutto steht 
zwar der volle Vorsteuerabzug zu, jedoch erfolgt für den € 40.000 übersteigenden Teil im Jahr der 
Anschaffung eine aliquote Korrektur mittels Aufwandseigenverbrauch. Kleinunternehmer oder 	
unecht steuerbefreite Unternehmer (z. B. Ärzte) können keine Vorsteuern in Abzug bringen. 

Für die Anschaffung einer betriebseigenen Ladestation für Elektroautos steht der volle Vorsteuer
abzug zu. Die Aufwendungen für Strom als Treibstoff von reinen Elektrofahrzeugen sind grund
sätzlich in voller Höhe vorsteuerabzugsfähig.

•	 Kein Sachbezugswert für Mitarbeiter

Für die Privatnutzung eines Elektro-Dienstfahrzeuges entfällt der Sachbezug (bei PKW 1,5 % oder 
2 % der Anschaffungskosten). Dies führt zu einer Einsparung der Lohnnebenkosten beim Dienst
geber und einer Erhöhung des Nettogehalts bei den Mitarbeitern (Reduktion der Bemessungsgrund
lage max. € 960 / Monat). Werden private E-Fahrzeuge beim Arbeitgeber unentgeltlich geladen, liegt 
kein Sachbezug vor.

Beispiel:

Elektro-PKW PKW mit Verbrennungsmotor

Netto-Listenpreis € 33.583 € 33.583

Händlerförderung - € 1.500

20 % USt € 0 € 6.717

NoVA € 0 € 2.588

Brutto-Listenpreis € 32.083 € 42.888

Bundesförderung - € 1.500

Endpreis € 30.583 € 42.888

Differenz / Ersparnis € 12.305

Eine zusätzliche Ersparnis ergibt sich durch Wegfall der motorbezogenen Versicherungssteuer von 
€ 429 p. a. und eine Ersparnis an Treibstoffkosten, da die Stromkosten (durchschnittliche kWh € 0,4) 	
deutlich unter den Benzinkosten liegen. 
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3	N euerungen im Steuerrecht ab 2019

Die steuerlichen Neuerungen seit Jahresbeginn 2019 sind eher gering und resultieren aus dem Jahres
steuergesetz 2018. Über einige wichtige Änderungen haben wir bereits informiert, sodass zur besseren 
Orientierung nur kurz nochmal darauf hingewiesen wird.

3.1	S teuerabzug bei Einkünfte aus Anlass der Einräumung von Leitungsrechten

Einkünfte aus der Einräumung von (ober- oder unterirdischen) Leitungsrechten an Infrastrukturbetreiber 
unterliegen beim betroffenen Grundstückeigentümer ab 1.1.2019 einer 10%igen Abzugsteuer. Bemes-
sungsgrundlage der Abzugsteuer ist das vom Infrastrukturbetreiber geleistete Entgelt für das Leitungs-
recht ohne Umsatzsteuer. Zu den Infrastrukturbetreibern, die im öffentlich rechtlichen Interesse tätig 
sind, werden Elektrizitäts-, Erdgas-, Mineralöl- und Fernwärmeunternehmen gezählt. Schuldner der 
Abzugsteuer ist zwar der Empfänger der Einkünfte, es haften aber auch der abzugsverpflichtete Infra-
strukturbetreiber. Die Abzugsteuer ist vom Infrastrukturbetreiber jährlich bis 15.2. des Folgejahres an 
das Betriebsfinanzamt elektronisch anzumelden und abzuführen. Die Abzugsteuer entfaltet Abgeltungs-
wirkung, wenn nicht zur Regelbesteuerung optiert wird. Im Rahmen der Regelbesteuerung kann der 
Abgabepflichtige eine Gewinnermittlung nach allgemeinen Grundsätzen vorlegen. Tut er dies nicht, sind 
die Einkünfte in Höhe von 33 % der erhaltenen Entgelte für Leitungsrechte der Besteuerung zu Grunde 	
zu legen. Die Möglichkeit, die Entgelte für Leitungsrechte mit 33 % der erhaltenen Zahlungen zu besteuern 
wurde auf alle nicht rechtskräftig veranlagten Fälle ausgedehnt und wirkt damit auch für Besteuerungs-
zeiträume vor 2019. 

3.2	Ä nderung der Bestimmungen zur Wegzugsbesteuerung

Die Bestimmungen zur Wegzugsbesteuerung im betrieblichen Bereich wurden mit Wirkung ab dem 
1.1.2019 neuerlich geändert. Die Änderungen wurden zwecks Anpassung an die Anti-BEPS-Richtlinie 
erforderlich. Neu ist die Verkürzung des Ratenzahlungszeitraums für Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens von bislang 7 Jahren auf nunmehr 5 Jahre. Die erste Rate ist wie bisher mit Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. Die folgenden vier Jahresraten sind aber nicht mehr 
wie bislang mit 30.9. des jeweiligen Folgejahres, sondern bereits mit 30.6. des jeweiligen Folgejahres zu 
zahlen. Offene Raten sind dann fällig zu stellen, wenn (wie bisher) betroffene Wirtschaftsgüter, Betriebe 
oder Betriebsstätten veräußert werden, auf sonstige Art ausscheiden oder in einen Staat außerhalb des 
EU / EWR-Raumes überführt oder verlegt werden. Die offenen Raten für Anlagevermögen werden nunmehr 
auch dann sofort fällig gestellt, wenn der Ort der Geschäftsleitung einer Körperschaft in einen Staat 
außerhalb des EU / EWR-Raums verlegt wird, der Steuerpflichtige Insolvenz anmeldet oder abgewickelt 
wird oder der Steuerpflichtige eine Rate binnen zwölf Monaten ab Eintritt der Fälligkeit nicht oder in zu 
geringer Höhe entrichtet.
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3.3	H inzurechnungsbesteuerung bei niedrig besteuerten Passiveinkünften  
	 ausländischer Betriebsstätten oder Körperschaften

In der Vergangenheit unterlagen niedrig besteuerte Passiveinkünfte ausländischer Körperschaften nur bei 
einer allfälligen Gewinnausschüttung aufgrund des Methodenwechsels der österreichischen Besteuerung. 
Mit der ab 1.1.2019 eingeführten Hinzurechnungsbesteuerung können derartige Gewinne sofort in Öster-
reich besteuert werden, das heißt nunmehr wird allein auf die wirtschaftliche Beteiligung abgestellt.  

3.4	V erschärfung des Abzugsverbots für Zinsen und Lizenzgebühren 

Bislang konnte das Abzugsverbot für geleistete Zinsen und Lizenzgebühren bei Niedrigbesteuerung des 
Empfängers aufgrund einer Steuerermäßigung oder -rückerstattung rückwirkend beseitigt werden, wenn 
innerhalb von fünf Wirtschaftsjahren nach dem Anfallen von Zinsen oder Lizenzgebühren tatsächlich 	
keine Steuerermäßigung oder -rückerstattung in Anspruch genommen wurde. Diese Frist beträgt nun  
seit 1.1.2019 neun Jahre.  

3.5	Ä nderungen bei der Umsatzsteuer

Das Jahressteuergesetz 2018 hat im Bereich der Umsatzsteuer nur marginale Änderungen mit sich ge-
bracht. Die Absenkung des Steuersatzes für Beherbergungsleistungen auf 10 % ist bereits mit 1.11.2018 
in Kraft getreten. Mit 1.1.2019 sind folgende Änderungen zu beachten:

3.5.1	Begünstigte Bildungsleistungen

Begünstigte Bildungsleistungen und damit unecht umsatzsteuerbefreite Umsätze sind sämtliche 
Leistungen allgemeiner oder berufsbildender Art sowie Leistungen, die dem Erwerb von Fähig
keiten für die Berufsausübung dienen, wenn diese eine vergleichbare Zielsetzung verfolgen. Zur 	
Klarstellung wurde eine eigene BMF-VO über das Vorliegen vergleichbarer Zielsetzung bei Bildungs-	
leistungen veröffentlicht. Allerdings darf es damit zu keiner Wettbewerbsverzerrung kommen. 	
Eine derartige Wettbewerbsverzerrung kann vorliegen, wenn andere Unternehmer vergleichbare 
Leistungen anbieten, die mangels vergleichbarer Zielsetzung umsatzsteuerpflichtig sind. Damit 
eine Wettbewerbsverzerrung nachgewiesen werden kann, müssen die Bildungsleistungen über
wiegend an Unternehmer erbracht werden.

3.5.2	Istbesteuerung für Freiberufliche Tätigkeiten

Entsprechend der Rechtsprechung des VwGH wurde nun die Istbesteuerung auf alle Unternehmer, 
die eine der Art nach freiberufliche Tätigkeit im Sinne des § 22 Z 1 EStG ausüben, ausgeweitet. Das 
Erfordernis einer berufsrechtlichen Zulassung ist entfallen. Die Istbesteuerung ist unabhängig von 
der Rechtsform anzuwenden.
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3.5.3	Margenbesteuerung

Die derzeit noch bestehende Möglichkeit, die Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Margen-
besteuerung nach § 23 Abs. 7 UStG nicht für jede einzelne Leistung, sondern pauschal entweder für 
Gruppen von Leistungen oder für die gesamten innerhalb eines Veranlagungs- oder Voranmeldungs-
zeitraums erbrachten Leistungen vorzunehmen, entfällt ab 1.5.2020, da diese Vereinfachungsrege-
lung nach der Rechtsprechung des EuGH nicht in der Mehrwertsteuersystemrichtlinie gedeckt ist.

3.5.4	Gutscheine 

Bislang war die Ausstellung von Gutscheinen zum späteren Bezug von Waren oder nicht konkreti
sierten Dienstleistungen noch kein steuerbarer Vorgang. Mit Einarbeitung der EU-RL wird ab 
1.1.2019 unterschieden in Einzweck- oder Mehrzweckgutscheine, die eine unterschiedliche 	
umsatzsteuerliche Behandlung nach sich ziehen.

-	 Einzweckgutscheine sind Gutscheine, bei denen der Ort der Leistung und die dafür ge
schuldete Umsatzsteuer bereits bei der Ausstellung feststehen (z. B. Gutschein für eine 
bestimmte Konzertkarte, bestimmtes Küchengerät eines Herstellers). Umsätze aus Ein-
zweckgutscheinen werden zum Zeitpunkt der Übertragung des Gutscheines verwirklicht. 
Dies gilt auch dann, wenn der Gutschein durch einen Dritten übertragen wird oder später 
keine Einlösung erfolgt.

-	 Bei Mehrzweckgutscheinen erfolgt die umsatzsteuerliche Leistung erst zum Zeitpunkt der 
Leistungserbringung (Einlösung des Gutscheines) und nicht schon bei der Übertragung. 	
Die Übertragung (Veräußerung) eines Mehrzweckgutscheins (z. B. Geschenkbons, Geschenk-
münzen) durch Unternehmer, die zu einem späteren Bezug von Waren nach freier Wahl oder 
noch nicht konkretisierten Dienstleistungen berechtigt, stellt weder einen umsatzsteuer
baren Vorgang dar, noch unterliegt dieses Entgelt der Anzahlungsbesteuerung. Auch Gut-
scheine, die zum Bezug von Leistungen in verschiedenen Ländern berechtigen (mit unter-
schiedlichen Leistungsorten), stellen Mehrzweckgutscheine dar.

Bei Preiserstattungsgutscheinen (Gutscheine, die zu einer nachträglichen Vergütung berechtigen) 
und Preisnachlassgutscheinen (Gutscheine, die zum verbilligten Erwerb einer Leistung berechtigen) 
erfolgt die umsatzsteuerliche Leistung erst mit Einlösung der Gutscheine.

3.5.5	Lottospielgemeinschaften 

Lottospielgemeinschaften erbringen an ihre Kunden eine einheitliche Leistung, die weder eine 	
Vermittlungs- noch Besorgungsleistung ist. Die Organisation und Durchführung von Spielgemein-
schaften und Erstellung von Zahlenreihen ist eine Serviceleistung und damit Teil dieser einheit
lichen umsatzsteuerpflichtigen Leistung.
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3.5.6	Elektronische Dienstleistungen

Für elektronische Dienstleistungen an Endkunden tritt ab 1.1.2019 eine Vereinfachung in Kraft. 
Erbringt ein Kleinstunternehmer nur gelegentlich Telekom-, Rundfunk- oder elektronische Dienst-
leistungen an Nichtunternehmer in anderen Mitgliedstaaten, so sind diese am Unternehmerort 
(Ursprungsland) steuerbar. Diese Regelung betrifft Leistungen bis zu einem Gesamtumsatz von 
insgesamt € 10.000. Für inländische Kleinstunternehmer soll damit für diese Dienstleistungen die 
umsatzsteuerliche Kleinunternehmerbefreiung auch über die Grenze zur Anwendung kommen. 
Wurde die Umsatzgrenze hingegen im Vorjahr überschritten, bleibt diese elektronische Dienst
leistung weiterhin am Empfängerort steuerbar. Wird die Umsatzgrenze im laufenden Kalenderjahr 
überschritten, ist die Grundregel der Besteuerung am Empfängerort erst ab dem Umsatz, mit dem 
die Schwelle überschritten wurde, anwendbar.

In diesem Kontext ist auch die folgende Regelung zu sehen, wonach zum Nachweis des Empfänger
ortes bei elektronischen Dienstleistungen an Endkunden im anderen Mitgliedstaat anstelle von 
zwei Beweismitteln bereits ein Beweismittel für die Identifzierung als Nichtunternehmer genügt, 
sofern der Leistende die Lieferschwelle von € 100.000 innerhalb der EU nicht überschreitet. 

3.5.7	Dreiecksgeschäft

Ausgelöst durch die EuGH-Entscheidung in der Rs Hans Bühler KG wurde in den UStR nun klar 
gestellt, dass bei einem Dreiecksgeschäft der innergemeinschaftliche Erwerb des mittleren 	
Unternehmers auch dann als besteuert gilt, wenn die Zusammenfassende Meldung verspätet 	
abgegeben wurde, da dies nur ein formelles Kriterium darstellt.
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3.6	Ä nderungen in der Bundesabgabenordnung

Mit dem Jahressteuergesetz 2018 wurden auch in der Bundesabgabenordnung (BAO) vielfältige und zum  
Teil erhebliche Veränderungen herbeigeführt. Auf folgende wesentliche Änderungen, die mit 1.1.2019 in Kraft 
getreten sind, möchten wir besonders hinzuweisen.

-	 Präzisierung des Missbrauchs: In § 22 Abs. 1 BAO wurde die Wortfolge „Durch Missbrauch von 	
Formen und Gestaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts“ durch die Wortfolge „Durch 	
Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten des privaten Rechts“ ersetzt. Ferner wurde eine Definition, 
wann Missbrauch vorliege, aufgenommen. Demnach liegt Missbrauch nunmehr dann vor, wenn eine 
rechtliche Gestaltung, die einen oder mehrere Schritte umfassen kann, oder eine Abfolge rechtlicher 
Gestaltungen im Hinblick auf die wirtschaftliche Zielsetzung unangemessen ist. Unangemessen 	
sind solche Gestaltungen, die unter Außerachtlassung der damit verbundenen Steuerersparnis nicht 
mehr sinnvoll erscheinen, weil der wesentliche Zweck oder einer der wesentlichen Zwecke darin 
besteht, einen steuerlichen Vorteil zu erlangen, der dem Ziel oder Zweck des geltenden Steuerrechts 
zuwiderläuft. Bei Vorliegen von triftigen wirtschaftlichen Gründen, die die wirtschaftliche Realität 
widerspiegeln, liegt kein Missbrauch vor. Den Motiven des Gesetzgebers ist dazu zu entnehmen, 
dass mit der vorgenommenen Änderung die Missbrauchsbestimmung des § 22 BAO nun den Anfor-
derungen der Anti-BEPS-Richtlinie entspricht. Durch die gewählte Formulierung soll es zu keiner 
Einschränkung des bisherigen Umfangs des Missbrauchstatbestands kommen und die bestehende 
Auslegungstradition so weit wie möglich beibehalten werden können.

-	 Begleitende Kontrolle: Anstelle einer Außenprüfung können ab 1.1.2019 bestimmte Abgabepflichtige 
einen Antrag auf begleitende Kontrolle durch das zuständige Finanzamt stellen. Voraussetzung für 
eine begleitende Kontrolle ist, dass mindestens einer der den Antrag stellenden Unternehmer in den 
beiden vorangegangenen Wirtschaftsjahren einen Umsatz von mehr als € 40 Mio. erzielt hat. Ferner 
darf in den letzten fünf Jahren vor der Antragstellung kein rechtkräftiges Finanzstrafdelikt bei allen 
antragstellenden Unternehmen vorliegen. Schließlich muss ein Gutachten eines Wirtschaftsprüfers 
oder Steuerberaters vorgelegt werden, wonach jeder antragstellende Unternehmer oder der Unter-
nehmensverbund über ein eingerichtetes Steuerkontrollsystem verfügt. Die entsprechende Steuer-
kontrollsystem-Verordnung des BMF, in der die Systematik für die Erstellung des Gutachtens vom 
BMF festgelegt wurde, wurde kundgemacht. Das Gutachten ist spätestens alle drei Jahre zu erneuern. 
Während der begleitenden Kontrolle haben zumindest vier Mal pro Jahr Besprechungen zwischen 
Vertretern der Unternehmer des Kontrollverbunds und Organen des zuständigen Finanzamts statt-
zufinden. Ferner hat das für die begleitende Kontrolle zuständige Finanzamt während der begleiten-
den Kontrolle Auskünfte zu bereits verwirklichten oder noch nicht verwirklichten Sachverhalten zu 
erteilen. Die begleitende Kontrolle umfasst alle wesentlichen Abgabenarten mit Ausnahme der von 
einer Lohnsteuerprüfung umfassten Bereiche. Für Veranlagungszeiträume, in denen eine begleitende 
Kontrolle aufrecht war, darf eine Außenprüfung nur in besonderen Fällen vorgenommen werden.
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-	 Ermöglichung eines SEPA-Lastschriftmandats beim Finanzamt: Ab dem 1.7.2019 wird es Abgabe
pflichtigen möglich sein, Steuerzahlungen durch Bankeinzug des Finanzamts vornehmen zu lassen. 	
Damit wurde endlich eine jahrzehntelange Forderung der Wirtschaft und der Kammer der Wirtschafts-	
prüfer und Steuerberater umgesetzt. 

Die näheren Regelungen für die Nutzung des SEPA-Lastschriftverfahrens für die Abgabenentrichtung 
wird in einer noch nicht vorliegenden Verordnung des BMF geregelt werden.

-	 Erweiterung der Rechtsgebiete für Auskunftsbescheide (§ 118 BAO): Die bislang schon bestehende 
Möglichkeit, zu Rechtsfragen im Zusammenhang mit Umgründungen, Unternehmensgruppen und 
Verrechnungspreisen einen Auskunftsbescheid beim zuständigen Finanzamt zu beantragen, wurde 
ab 1.1.2019 auf die Themenbereiche Internationales Steuerrecht und das Vorliegen von Missbrauch 
im Sinne des § 22 BAO ausgeweitet. Die Ausweitung auf Rechtsfragen im Zusammenhang mit dem 
Umsatzsteuerrecht tritt hingegen erst mit 1.1.2020 in Kraft. 

Die weitere Neuerung, wonach der Auskunftsbescheid tunlichst innerhalb von zwei Monaten nach 
der Antragstellung zu erlassen ist, tritt mit 1.7.2019 in Kraft.

-	 Neuregelung des Erstattungsverfahrens für Quellensteuern von beschränkt Steuerpflichtigen  
(§ 240a BAO): Beschränkt Steuerpflichtige haben seit 1.1.2019 vor Stellung eines Antrags auf 	
Rückerstattung von Quellensteuern eine Vorausmeldung bei dem für die Rückerstattung zuständigen 
Finanzamt abzugeben. Diese Vorausmeldung kann erst nach Ablauf des Jahres der Einbehaltung 
gestellt werden und muss elektronisch erfolgen. Inhalt und Verfahren der Vorausmeldung wurden in 
einer soeben erschienenen Verordnung geregelt. 

Zu den daraus resultierenden Änderungen für Anträge zur Entlastung an der Quelle bei Arbeits
kräftegestellung hat das BMF einen Erlass veröffentlicht.

-	 Neuregelung der Bestimmungen zur Wiederaufnahme nach Aufhebung durch den VfGH: Die alte 
Fassung des § 304 BAO wurde mit Ablauf des 31.12.2018 durch den VfGH aufgehoben. Die seit 
1.1.2019 geltende Neuregelung sieht nunmehr vor, dass eine Wiederaufnahme des Verfahrens nach 
Eintritt der Verjährung nur zulässig ist, wenn sie (wie bisher) vor Eintritt der Verjährung beantragt 
wurde oder (neu) sie innerhalb von drei Jahren ab Eintritt der Rechtskraft des das Verfahren ab-
schließenden Bescheids beantragt oder durchgeführt wird. Als Ergänzung zur Neuregelung der 
Wiederaufnahme wurde auch § 209a Abs. 2 BAO sprachlich angepasst. 

Ob mit dieser Neuregelung der Frist, innerhalb derer eine Wiederaufnahme nach Eintritt der Ver
jährung nunmehr zulässig ist, die vom VfGH geortete Verfassungswidrigkeit beseitigt ist, mag 
bezweifelt werden. 

15

3   Neuerungen im Steuerrecht



4	 Aktuelles zu Lohnsteuer und Sozialversicherung 

4.1	H ighlights aus dem Wartungserlass 2018 zur Lohnsteuer

Mit dem LStR-Wartungserlass 2018 wurden die Änderungen durch das Jahressteuergesetz 2018, die 	
Änderung der Sachbezugswerteverordnung, die Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen 
für Werbungskosten, die Verordnung betreffend einer Berufsausbildung eines Kindes außerhalb des 	
Wohnortes und die Familienbonus Plus-Absetzbeträge-EU-Anpassungsverordnung sowie wesentliche 	
Entscheidungen des BFG und höchstgerichtliche Entscheidungen in die LStR 2002 eingearbeitet. Über die 
allseits beachtete Neueinführung des Familienbonus Plus mit Beginn des Jahres 2019 haben wir in 	
unserer letzten Ausgabe (KlientenInfo Nr. 56) berichtet. Dieser ersetzt den Kinderfreibetrag und die 	
Geltendmachung von Kinderbetreuungskosten bis zum 10. Lebensjahr des Kindes und beläuft sich auf 
jährlich € 1.500 bzw. € 500 für Kinder über 18 Jahre, solange die Familienbeihilfe bezogen wird. Für die 
Berücksichtigung bereits bei der laufenden Gehaltsabrechnung ist das Formular E 30 auszufüllen und 	
dem Dienstgeber zu übermitteln.	

4.2	D rittanstellung von GmbH-Geschäftsführern wird gesetzlich saniert

In Konzernunternehmen gibt es die Praxis, dass man nur bei einer Konzerngesellschaft für die Sozial
versicherung angemeldet ist und dafür auch nur für eine Tätigkeit Sozialversicherungsbeiträge entrichtet, 
obwohl tatsächlich auch für andere Konzerngesellschaften Tätigkeiten ausgeübt werden.

Vor einiger Zeit wurde diese Praxis durch eine Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes erschüttert: 
Für GmbH-Geschäftsführer (aber nicht für Vorstandsmitglieder einer AG) wurde diese Praxis der Arbeits
kräfteüberlassung als unzulässig eingestuft. Danach sollten die Geschäftsführer bei jeder einzelnen 
GmbH angemeldet und eine eigene Lohnverrechnung aufgebaut werden. Meistens fielen dadurch auch 
noch zusätzliche Sozialversicherungsbeiträge an – wenn nämlich bei der Ausgangstätigkeit ein Gehalt 
über der Höchstbeitragsgrundlage bezogen wurde. Für jedes zusätzliche Dienstverhältnis konnte eine 
zusätzliche Abgabenbelastung von mehr als € 15.000 pro Jahr entstehen. Der Nationalrat hat nun eine 
Ergänzung des § 35 ASVG beschlossen, die die bisherige Praxis wieder als zulässig erachtet. Damit ist 
ein zweites Dienstverhältnis, der Aufbau einer eigenen Lohnverrechnung bei der Tochter-GmbH und eine 
zusätzliche Abgabenentrichtung nicht mehr notwendig! Dies sollte durch eine schriftliche Überlassungs-
vereinbarung abgesichert und in der konzerninternen Verrechnung entsprechend berücksichtigt werden.	

4.3	S ozialversicherungspflicht von Zeitungshauszustellern, Selbstbedienungs- 
	 aufstellern und Kolporteuren

Mit einer jüngst ergangenen Novelle zum ASVG wurden Zusteller/innen von Zeitungen und sonstigen 
Druckwerken von der Vollversicherung nach ASVG ausgenommen. Den Materialien zur Gesetzwerdung 	
ist dazu zu entnehmen, dass Zeitungszusteller/innen weit überwiegend als neue Selbständige im GSVG 	
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kranken, pensions- und unfallversichert sind. Wenn im Einzelfall die Versicherungsgrenze (Zwölffache 
Geringfügigkeitsgrenze) nicht überschritten wird, sind Zeitungszusteller/innen von der GSVG-Pflicht
versicherung ausgenommen. Der VwGH hat in einer Reihe von Entscheidungen Vertragsverhältnisse von 
Zeitungszustellern mit ihren Auftraggebern als arbeitnehmerähnlich beurteilt (z. B. VwGH 14.10.2015, 
213/08/0226). Die Frage, ob es sich dabei um arbeitnehmerähnliche Werkverträge oder arbeitnehmer-
ähnliche freie Dienstverträge handelt, wurde überwiegend offen gelassen bzw. in unterschiedlichen 
Anlassfällen unterschiedlich beurteilt. Durch die gegenständliche Änderung des ASVG soll Rechtssicher-
heit geschaffen werden. Von der Ausnahme aus der ASVG-Pflichtversicherung sind Hauszusteller/innen, 
Selbstbedienungsaufsteller/innen sowie Kolporteure und Kolporteurinnen erfasst. Hauszusteller/innen 
und Selbstbedienungsaufsteller/innen schulden nach den Materialien lediglich einen Zustellerfolg; für 
dessen Erbringung besteht ein nach eigenem Ermessen wahrzunehmender Zeitraum während der Nacht-
stunden. Sie müssen die Zustellung insbesondere auch nicht persönlich erbringen und können sich nach 
eigenem Ermessen vertreten lassen. Zudem arbeiten sie mit eigenen Fortbewegungsmitteln. Unter sonsti-
gen Druckwerken sind insbesondere Zeitschriften, Plakate und sonstige Printprodukte aller Art inklusive 
Werbesendungen und Werbematerialien sowie artverwandte bzw. mit dem Vertrieb von Printprodukten 
in Zusammenhang stehende Waren zu verstehen. Daraus ergibt sich, dass die genannten Berufsgruppen 
zukünftig nach § 2 Abs. 1 Z 4 GSVG pflichtversichert sind. Die neuen Ausnahmebestimmung im ASVG tritt 
mit 1.7.2019 in Kraft.

Ob mit dieser neuen Ausnahmebestimmung im ASVG das Ende der Fahnenstange erreicht wurde, ist 	
noch unklar. Denn die abgabenrechtlichen Senate des VwGH könnten durchaus die Ansicht vertreten, 	
dass Zeitungszusteller weiterhin Arbeitnehmer sind und für deren Vertriebshonorare Lohnabgaben 	
festsetzen. Schließlich könnte in arbeitsrechtlichen Verfahren der OGH zum Ergebnis kommen, dass es 
sich bei Zeitungszustellern möglicherweise doch um Arbeitnehmer und nicht Auftragnehmer handelt. 	
Wünschenswert wäre daher – zur Schaffung von Rechtssicherheit in allen betroffenen Rechtsbereichen – 	
auch eine ergänzende gesetzliche Verankerung der Selbständigkeit von Zeitungszustellern im EStG und 
Arbeitsrecht. 

4.4	N euordnung der Prüfung der lohnabhängigen Abgaben und Beiträge

Mit dem Bundesgesetz über die Zusammenführung der Prüfungsorganisationen der Finanzverwaltung und 
der Sozialversicherung (ZPFSG) erfolgte die im Regierungsprogramm vorgesehene Zusammenführung der 
Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge. Ab dem 1.1.2020 obliegt die Prüfung lohnabhängiger Abga-
ben und Beiträge ausschließlich der Bundesfinanzverwaltung. Zu diesem Zweck werden alle Bediensteten 
der ÖGK, die mit Stichtag 1.10.2018 zeitlich überwiegend mit Tätigkeiten der GPLA befasst sind, dem BMF 	
zugewiesen. Die Bezeichnung der Prüfung wird von derzeit GPLA auf PLAB (Prüfung lohnabhängiger Abgaben 
und Beiträge) geändert. Unverändert umfasst eine derartige Prüfung auch künftig eine Lohnsteuerprüfung, 
eine Sozialversicherungsprüfung und eine Kommunalsteuerprüfung. Die Zuständigkeit für die Beitragsvor-
schreibungen sowie Bescheiderlassungen und die Einhebungs- und Einbringungsmaßnahmen bleibt bei den 
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bisher zuständigen Stellen. Das Revisionsrecht an den Verwaltungsgerichtshof gegen Entscheidungen des 
BFG und des BVwG bleibt unverändert beim Finanzamt bzw. dem BMASGK. Ergänzend dazu wurde dem BMF 
ein Revisionsrecht gegen Entscheidungen des BVwG im Gefolge einer PLAB eingeräumt. 

4.5	S ozialversicherung: Monatliche Beitragsgrundlagenmeldung 

Ab 1. 1. 2019 sind die individuellen Beitragsgrundlagen sämtlicher Arbeitnehmer monatlich anstelle der 
Gesamtsumme aller Entgelte an die Sozialversicherung zu melden. Dafür entfallen die Beitragsnach
weisung sowie der sozialversicherungsrechtliche Teil im jährlichen Lohnzettel, weil diese Meldungen 
gänzlich durch die monatliche Beitragsgrundlagenmeldung ersetzt werden. Dies gilt für Vorschreibe
betriebe und Selbstabrechner. Die Verpflichtung zur Übermittlung des Lohnzettels an die Finanzbehörde 
besteht weiterhin. 	

 

5	H öchstgerichtliche Entscheidungen 

•	 Nachträgliche Gebäudeerrichtung auf einem Grundstück des Altvermögens

Der VwGH hat jüngst entschieden, dass durch die Errichtung eines Gebäudes auf einem eigenen 
Grundstück aus Sicht des § 30 EStG kein neues Wirtschaftsgut entsteht. Demnach laufe die Speku-
lationsfrist ab dem Tag der Anschaffung des Grundstücks. War das Grundstück am 31.3.2012 nicht 
mehr steuerverfangen, schadet auch die nachträgliche Gebäudeerrichtung (auch wenn die Errich-
tung erst kurze Zeit vor der Veräußerung erfolgt sein soll) der Einstufung als Altvermögen nicht. 
Dieses Judikat steht im Widerspruch zur Rechtsansicht des BMF in Rz 6654 EStR, wonach seit dem 
In-Kraft-Treten des 1. Stabilitätsgesetzes 2012 die Einheitstheorie auf bebaute Grundstücke nicht 
mehr anzuwenden sei.

Der umgekehrte Fall, in dem zuerst das Gebäude als Superädifikat oder im Rahmen eines Baurechts 
erworben und erst später das Grundstück dazugekauft wurde, wurde bislang vom VwGH noch nicht 
judiziert. In Rz 6654 EStR wird dazu die Ansicht vertreten, dass ein Superädifikat ein selbstständiges 
Wirtschaftsgut darstelle und es demnach sowohl bei der Anschaffung als auch bei der Veräußerung 
vom zugehörigen Grundstück getrennt zu beurteilen sei.

•	 Kein neuer Mietvertrag bei Übergang der Mieterstellung durch Verschmelzung

Der VwGH hat sehr rasch das BFG-Judikat vom 6.6.2018 bestätigt. Den Ausführungen des VwGH zu-	
folge stellt der mit dem Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzte Mietvertrag nach einer Verschmelzung 	
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kein neues Bestandverhältnis im Sinne des § 28 Abs. 38 UStG dar. Der VwGH hat seine Aussage 	
im konkreten Fall auf Verschmelzungen bezogen, mit denen stets eine Gesamtrechtsnachfolge ver-
bunden ist. Es ist wohl davon auszugehen, dass die Aussagen des VwGH auch für andere Vermieter- 	
oder Mieterwechsel durch Gesamtrechtsnachfolge gelten werden. Darunter fallen jedenfalls Spaltungen 
nach dem SpaltG, Umwandlungen nach dem UmwG und Anwachsungen nach § 142 UGB. Eine Um-
wandlung einer GesbR in eine OG oder KG nach § 1206 ABGB dürfte wohl auch unter die nunmehrige 
Rechtsansicht des VwGH fallen, da diese im Wege der Gesamtrechtsnachfolge erfolgt. Ob gesetzlich 
aufgezwungene Mieterwechsel nach § 12a MRG, bei denen Einzelrechtsnachfolge vorliegt, auch von 
der gegenständlichen Rechtsprechung des VwGH umfasst sind, bleibt allerdings fraglich. Gleiches 
gilt für Vermieterwechsel durch Verkauf der Bestandsache. Anwendbar könnte die neue Judikatur 
allerdings auf Vermieter- oder Mieterwechsel im Rahmen von Erbfällen sein, insoweit dort Gesamt-
rechtsnachfolge vorliegt.

•	 Hauptwohnsitzbefreiung bei nur vorübergehender Abmeldung des Hauptwohnsitzes

Der VwGH musste vor kurzem beurteilen, ob für die Hauptwohnsitzbefreiung von der Immo-ESt ein 
durchgehender zweijähriger Hauptwohnsitz vor dem Verkauf erforderlich ist. Im zugrundeliegenden 
Sachverhalt hatte der Eigentümer einer Eigentumswohnung, in der er seinen Hauptwohnsitz hatte, 
im Zuge seines Scheidungsverfahrens für eine kurze Zeit (etwas mehr als ein Monat) den Haupt-
wohnsitz in der Eigentumswohnung abgemeldet und dort nur einen Zweitwohnsitz gemeldet. Im 
Verfahren argumentierte der Eigentümer, dass er seinen Hauptwohnsitz in der gegenständlichen 
Wohnung eigentlich nie aufgegeben hätte, weil seine beiden Kinder durchgehend in der Wohnung 
gewohnt hätten. Er sei lediglich kurzfristig zu seinem Vater gezogen. Nach Ansicht des VwGH sei es 
im konkreten Fall entscheidend, ob der Revisionswerber weiterhin in der gegenständlichen Wohnung 
einen Wohnsitz im Sinne des § 26 BAO inne hatte und zudem, ob er weiterhin die engeren persön-
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen zu dieser Wohnung hatte, auch wenn eine tatsächliche 
Benützung der Wohnung nicht (ununterbrochen) erfolgte. Der Hauptwohnsitz-Meldung komme in 	
diesem Zusammenhang keine materiellrechtliche Bedeutung zu. In Zweifelsfällen kann die polizei
liche An- und Abmeldung aber als Indiz dienen. Im fortgesetzten Verfahren wird zu klären sein, 	
zu welchem Wohnsitz letztlich die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen be-
standen haben. Im Grunde hält der VwGH aber auch mit dieser Entscheidung an dem Erfordernis des 
durchgehenden zweijährigen Hauptwohnsitzes für die Hauptwohnsitzbefreiung fest.

•	 OGH zur Unzulässigkeit von „Geschlechterklauseln“ in Gesellschaftsverträgen 

Der OGH bestätigte in seiner Entscheidung die Feststellung der Vorinstanzen, dass Differenzierungen	
nach dem Geschlecht in Gesellschaftsverträgen jedenfalls unzulässig sind, wenn dadurch der Zugang 
zur Ausübung unternehmerischer Tätigkeit eingeschränkt wird. 
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Eine ungleiche Behandlung der Geschlechter sei zwar nicht prinzipiell verboten, es müssten dafür 
aber gewichtige Gründe vorliegen; verboten sei eine Differenzierung ohne sachliche Rechtfertigung. 
Im vorliegenden Fall einer Kommanditgesellschaft waren weibliche Nachkommen beim Ableben 
eines Gesellschafters gegenüber männlichen wirtschaftlich benachteiligt, weil sie Anspruch lediglich 
auf das Auseinandersetzungsguthaben (Einmalzahlung in Raten) hatten, letztere hingegen auf eine 
jährliche Gewinnbeteiligung und auf eine Entlohnung für ihre Tätigkeit. 

•	 Angemessene Höhe einer Schmutzzulage

Der VwGH hat jüngst entschieden, dass das Finanzamt bei einer Schmutzzulage die Steuerfreiheit 
auf ihre Angemessenheit beurteilen kann. Das Finanzamt kann selbst dann eine Kürzung des steuer-
freien Anteils einer Schmutzzulage vornehmen, wenn diese im Kollektivvertrag geregelt ist. Über-
steigt eine Schmutzzulage die in anderen Kollektivverträgen derselben Branche vorgesehene Zulage 
um mehr als das Doppelte, ist die Abweichung erheblich und die Zulage somit unangemessen. Im 
konkreten Fall ging es um die Schmutzzulagen in Rauchfangkehrerbetrieben. Für dieses Gewerbe 
gibt es in jedem Bundesland einen eigenen Kollektivvertrag, wobei in diesen die Schmutzzulage 
zwischen 8 % und 20 % variiert. Nach Ansicht des VwGH ist eine Kürzung vorzunehmen, wenn die 
Abweichung erheblich ist, d. h. die Vereinbarung durch die Kollektivvertragspartner außerhalb jener 
Bandbreite liegt, die jeder Schätzung immanent ist. Der VwGH hat im Erkenntnis vermerkt, dass es 
trotz dem zwischen den Kollektivvertragspartnern typischerweise bestehenden Interessengegensatz 
in beiderseitigem Interesse liegen kann, einen möglichst hohen Anteil des Lohns als begünstigten 
Lohnbestandteil zu bezeichnen.

•	 Abzugsbeschränkungen bei ausländischer Krankenversicherung

In einem neuen Erkenntnis hat der VwGH erstmals festgehalten, dass Beiträge zu einer Kranken
versicherung aufgrund einer ausländischen gesetzlichen Versicherungspflicht nur insoweit als 
Werbungskosten abzugsfähig sind, als sie die österreichische Höchstbeitragsgrundlage nicht über-
steigen. Er legt dabei die Bestimmung des § 16 Abs. 1 Z 4 lit f EStG aus, wonach nur solche Beiträge 
zu einer ausländischen Pflichtversicherung abzugsfähig sind, die einer inländischen gesetzlichen 
Sozialversicherung entsprechen. Denn nach Ansicht des VwGH sind höhere Beiträge zu ausländi-
schen Pflichtversicherungen im Allgemeinen mit höheren Leistungen verknüpft. 

•	 Bonitätsprüfung bei Gesellschafterdarlehen

Für die Frage, ob „Entnahmen“ des GmbH-Gesellschafters über das Verrechnungskonto verdeckte 
Ausschüttungen sein könnten, ist die Bonität des Gesellschafters von entscheidender Bedeutung. 
Der VwGH hat in einer kürzlich ergangenen Entscheidung festgehalten, dass bei der Bonitätsprüfung 
auch der Verkehrswert der Beteiligung an der GmbH mit zu berücksichtigen ist. 
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6	S plitter

6.1	 Familienbeihilfe und Ferienjob: Was dürfen Kinder verdienen?

Spätestens zu Beginn der Schulferien stellen sich viele Eltern die Frage, wieviel ihre Kinder verdienen dür-
fen, ohne den Anspruch auf die Familienbeihilfe und (seit heuer) auf den Familienbonus Plus zu verlieren. 

Der seit Anfang des Jahres geltende Familienbonus Plus (monatlich € 125 bzw. € 41,67) setzt den Bezug 
der Familienbeihilfe voraus. Um den Familienbeihilfenanspruch nicht zu verlieren, gilt es bei (Ferial)Jobs 
der Kinder Folgendes zu beachten:   

•	 Kinder bis zur Vollendung des 19. Lebensjahrs dürfen ganzjährig beliebig viel verdienen.

•	 Kinder über 19 Jahre sollten ein nach dem laufenden Einkommensteuertarif zu versteuerndes 	
Jahreseinkommen (nach Abzug der Sozialversicherungsbeiträge, Werbungskosten, Sonderausgaben 	
und außergewöhnlichen Belastungen) von € 10.000 nicht überschreiten. Andernfalls wird die 
Familienbeihilfe um den übersteigenden Betrag gekürzt und ist zurückzuzahlen. Solange der 	
Anspruch auf FBH aufrecht bleibt, hat dies keine Auswirkung auf den Familienbonus Plus.

 Hinweis: Seit Beginn dieses Jahres sind Kosten für die Betreuung der Kinder auch während der Sommer-	
 monate steuerlich nicht mehr abzugsfähig, da diese Aufwendungen in den Familienbonus Plus eingerechnet  	
 wurden.	

In folgenden Fällen darf auf die Einreichung einer Einkommensteuererklärung nicht vergessen werden:

•	 Allgemein bekannt ist, dass bis zur Geringfügigkeitsgrenze von monatlich € 446,81 (Wert 2019) 	
weder Einkommensteuer noch Dienstnehmer-Sozialversicherungsbeiträge anfallen. Bestehen 	
allerdings zwei oder mehrere geringfügige Beschäftigungen nebeneinander, dann kommt es zu 	
einer Pflichtveranlagung zur Einkommensteuer, sofern das zu veranlagende Einkommen mehr 	
als € 12.000 beträgt.

•	 Bei (Ferial)Jobs in Form von Werkverträgen oder freien Dienstverträgen, bei denen vom Auftrag
geber kein Lohnsteuerabzug vorgenommen wird, muss ab einem Jahreseinkommen von € 11.000 
eine Einkommensteuererklärung abgegeben werden. 

 Hinweis: Für die Beurteilung, ob Familienbeihilfe und Familienbonus Plus zustehen, sind sämtliche der 	
 Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte heranzuziehen. Daher sind beispielsweise auch Vermietungs- 	
 einkünfte oder Sonstige Einkünfte zu berücksichtigen. Außer Ansatz bleiben Lehrlingsentschädigungen,  	
 Waisenpensionen sowie endbesteuerte Einkünfte. 
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6.2	 A1-Bescheinigungen bei Dienstreisen von Arbeitnehmern ins Ausland 

Beispiel: Ein hochrangiger Manager aus dem EU-Ausland ist auf einer mehrtägigen Dienstreise in Öster
reich bei einem Kunden. Im Zuge der Kontrolle der Finanzpolizei beim österreichischen Unternehmen 
kann weder eine sog. A1-Bescheinigung noch eine ZKO-Meldung vorgelegt werden. Es wird ein Verfahren 
nach dem Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG) eingeleitet. Der Strafrahmen reicht 
von € 1.000 bis € 10.000!

Kann Ihnen das auch passieren?

In der Sozialversicherung gilt (weltweit) grundsätzlich das Territorialitätsprinzip. Grundsätzlich muss des-
halb für eine Beschäftigung, die beispielsweise in Deutschland ausgeübt wird, auch nach deutschem Recht 
Sozialversicherung bezahlt werden. Dabei spielen der Wohnort des Arbeitnehmers und der Firmensitz des 
Arbeitgebers regelmäßig keine Rolle. Ausnahmen von dieser Regelung müssen mittels sogenannter 	
A1-Bescheinigung belegt werden.

Werden Arbeitnehmer vorübergehend für ihren Arbeitgeber im Ausland tätig, wird mittels A1-Bescheini
gung der Nachweis geführt, dass der Arbeitnehmer in Österreich sozialversicherungspflichtig beschäftigt 
ist und eine Erfassung im Ausland nicht erforderlich ist.

Die A1-Bescheinigung ist nicht nur in den Fällen notwendig, in denen der Mitarbeiter zur Durchführung 
eines Projektes im Ausland eingesetzt wird. Jeder beruflich bedingte Grenzübertritt, also z. B. auch die 
Teilnahme an Konferenzen oder Seminaren, erfordert die Mitführung einer A1-Bescheinigung. In einigen 
europäischen Ländern wird die fehlende A1-Bescheinigung mit Sanktionen und Bußgeldern bestraft. 	
Möglich sind Geldstrafen von bis zu € 20.000 pro Fall.

In den Mitgliedstaaten der EU  / des EWR und in der Schweiz ist die Mitführung der A1-Bescheinigung 
jedenfalls gesetzlich vorgeschrieben.

6.3	 Wirtschaftliches Eigentümerregister Gesetz

Das Register der wirtschaftlichen Eigentümer besteht nunmehr seit mehr als einem Jahr. Die Erstmeldungen 
für bestehende Rechtsträger sind hoffentlich erfolgreich und richtig seit dem August des Vorjahres abge-
schlossen. Es muss jedoch eine laufende Kontrolle, ob die an das Register gemeldeten Informationen noch 
aktuell sind, erfolgen. 
	
Für seit Mai 2018 neu gegründete Rechtsträger muss innerhalb von vier Wochen ab Eintragung in das 
Firmenbuch eine Meldung an das Register erfolgen. Eine Änderung bei den zu meldenden Informationen 	
(insbesondere Gesellschafterwechsel) ist ebenfalls binnen vier Wochen ab Kenntnis durchzuführen. 	
Verletzungen der Meldepflicht werden als Finanzvergehen geahndet. Bei Vorsatz drohen Geldstrafen 	
bis zu € 200.000, bei grober Fahrlässigkeit bis zu € 100.000. Bestraft werden können neben den verant-
wortlichen Personen (Leitungsorgane) auch Rechtsträger selbst (Verbandsverantwortlichkeit).
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Seit Jänner 2019 ist es auch möglich, bei Einmalbegünstigten das Kalenderjahr der Zuwendung anzu
geben. Einmalbegünstigte sind Personen, die nur eine einmalige Zuwendung über € 2.000 pro Kalender-
jahr erhalten. 

Die Meldeformulare wurden Ende März 2019 auf ein neues, modernes Design umgestellt. 

6.4	K arfreitagsregelung

Nachdem der EuGH bekanntlich die bisherige Karfreitagsregelung (bezahlter Feiertag für einzelne 
Religionsgruppen; die Angehörigen der Evangelischen Kirche AB und HB, Altkatholischen Kirche sowie 	
der Evangelisch-Methodistischen Kirche) als gleichheitswidrig eingestuft hat, wurde vom Gesetzgeber 	
der „persönliche Feiertag“ als neuer Rechtsanspruch für alle Arbeitnehmer eingeführt.

Der Arbeitnehmer kann den Zeitpunkt eines Urlaubstages einseitig selbst bestimmen, ohne dass er 	
dabei an die Zustimmung des Arbeitgebers gebunden ist. Diese Regelung gilt ein Mal pro Urlaubsjahr. 
Folgendes ist dabei jedoch zu beachten: Der persönliche Feiertag kann an jedem beliebigen Tag gewählt 
werden und ist nicht auf den Karfreitag an sich beschränkt.

	 Es handelt sich dabei um keinen zusätzlichen Urlaubstag, es wird lediglich im Rahmen des bestehen
den Urlaubsanspruchs ein einseitig wählbarer Urlaubstag als persönlicher Feiertag bestimmt. Alle 
anderen Urlaubstage sind weiterhin im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber festzulegen.

	 Pro Urlaubsjahr (das nicht zwangsläufig dem Kalenderjahr entspricht, sondern in der Regel mit dem 
Eintrittsdatum beginnt) kann ein einziger Tag ausgewählt werden.

	 Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber die Wahl des Tages mindestens 3 Monate vorher schriftlich 
bekanntzugeben.

	 In den ersten 3 Monaten nach Inkrafttreten der neuen Bestimmungen kann der persönliche Feiertag 
unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen vorher bekanntgegeben werden. 

	 Sollte der persönliche Feiertag in einem Jahr nicht in Anspruch genommen werden, erlischt dieses 
Recht. Ein Ansammeln von persönlichen Feiertagen für die Folgejahre ist somit ausgeschlossen.

	 Sollte der Arbeitnehmer aufgrund des Ersuchens des Arbeitgebers freiwillig an seinem persönlichen 
Feiertag dennoch arbeiten, so erhält er zusätzlich zum Urlaubsentgelt (gemäß Ausfallsprinzip) das 
Entgelt für die geleistete Arbeit, also das doppelte Entgelt. Mit diesem finanziellen Zusatzanspruch 
ist der persönliche Feiertag konsumiert, der Urlaubstag wird aber nicht verbraucht. Beachten Sie 
aber, dass der Arbeitgeber die Arbeitspflicht zulasten des Arbeitnehmers nicht einseitig anordnen 
kann. Dies kann insbesondere bei Unterschreiten der betrieblich notwendigen Mindestbelegschafts-
anzahl zu organisatorischen Schwierigkeiten auf Arbeitgeberseite führen. Die neue gesetzliche 
Regelung sieht zudem vor, dass jene kollektivvertraglichen Normen unwirksam sind, die religiös 
motivierte Sonderregelungen für den Karfreitag vorsehen.
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7	T ermine  

7.1	V orsteuerrückerstattung – versäumen Sie die Fristen 30.9.2019 nicht 

Bei den Fristen für die gesonderte Erstattung ausländischer Vorsteuerbeträge handelt es sich jeweils um 
nicht verlängerbare Ausschlussfristen. 	

Für die Erstattung von Vorsteuern des Jahrs 2018 in EU-Mitgliedsstaaten endet die Frist am 30.9.2019. 
Die Anträge in der EU sind zwingend über das lokale elektronische Portal (für alle österreichischen 	
Unternehmer somit via FinanzOnline) einzureichen.

•	 Grundsätzlich sind Rechnungen mit einer Bemessungsgrundlage von mind. € 1.000 bzw. Tankbelege 
über € 250 einzuscannen und dem Antrag als PDF-File beizufügen. Dabei gilt es die maximale 	
Datengröße bei Einreichung über FinanzOnline von 5 MB zu beachten.

•	 Unterjährig gestellte Anträge müssen Vorsteuern von zumindest € 400 umfassen. Bezieht sich ein 
Antrag auf ein ganzes Kalenderjahr bzw. auf den letzten Zeitraum eines Kalenderjahres, so müssen 
die Erstattungsbeträge zumindest € 50 betragen. 

 TIPP: Berücksichtigen Sie eine ausreichende Pufferzeit bei der Einreichung der Anträge, um im Falle von 	
 unvorhergesehenen Problemen (z. B. technische Übermittlungsschwierigkeiten aufgrund unvollständiger  	
 Angaben oder zu großer Datenvolumina) den korrekten Antrag dennoch rechtzeitig zu übermitteln. Bei 	
 Direkteingabe im FinanzOnline ist die Anzahl auf 40 Belege pro Antrag beschränkt. 
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7.2	O ffenlegung – rechtzeitige Einreichung des Jahresabschlusses 2018  
	 bis 30.9.2019

Kapitalgesellschaften sind verpflichtet, ihren Jahres- /  Konzernabschluss spätestens neun Monate nach  
dem Bilanzstichtag an das Firmenbuchgericht zu übermitteln. Die Abschlüsse zum 31.12.2018 sind daher  
bis zum 30.9.2019 offenzulegen.

Die gesetzlichen Vertreter (!) von Kapitalgesellschaften sind verpflichtet, den Jahresabschluss samt 	
Lagebericht und den endgültigen Umlauf- bzw. Gesellschafterbeschluss über die Ergebnisverwendung 
binnen neun Monaten nach dem Bilanzstichtag mit dem Bestätigungsvermerk beim Firmenbuchgericht 
des Gesellschaftssitzes elektronisch einzureichen. Für Zwecke der Bilanzierung, Prüfung und Offen
legung gelten die gleichen Vorschriften auch für sogenannte „kapitalistische Personengesellschaften“ 
(z. B. GmbH & Co KG), bei denen keine natürliche Person als unbeschränkt haftender Komplementär 	
fungiert. Die Offenlegungspflicht gilt auch für Zweigstellen ausländischer Kapitalgesellschaften.

Erleichterungen bestehen für Kleinstkapitalgesellschaften im Hinblick auf den Umfang der Offenlegung, 
sodass diese nur die Bilanz und gegebenenfalls die „Information zum negativen Eigenkapital“ publizieren 
müssen.

Im Rahmen des Datendienstes „Elektronischer Rechtsverkehr-Jahresabschlüsse“ (ERV-Jab) ist die elektro
nische Übermittlung von Jahresabschlüssen über FinanzOnline an die Firmenbuchgerichte möglich. 
Ebenfalls besteht die Möglichkeit der Übermittlung über den Dienst „elektronischer Rechtsverkehr der 
Justiz“ (webERV).

Neben den technischen Voraussetzungen ist in jedem Fall ein Abbuchungs- oder Einziehungsauftrag zu 
Gunsten der Justiz erforderlich. Die Kosten der Eintragung betragen € 21, die gerichtliche Eingabegebühr 
beträgt für GmbH € 34 bzw. für AG € 152.

Bei nicht fristgerechter Einreichung (ACHTUNG: es gilt Einlangen beim Firmenbuchgericht!) droht eine 	
automatische Zwangsstrafe von mindestens € 700 für jeden gesetzlichen Vertreter und die Gesellschaft. 
Die Strafen werden mehrmals und mit ansteigender Höhe verhängt.	

7.3	N eue Bankverbindung der Finanzämter: Steuerzahlungen können ab 1.7.2019  
	 nicht mehr auf das Konto bei der BAWAG P.S.K. geleistet werden

Das BMF informiert, dass ab 1. Juli 2019 nur mehr Überweisungen zugunsten der neuen IBAN entgegen-
genommen werden. Diese erkennen Sie an folgendem Aufbau: ATxx 0100 0xxx xxxx xxxx und dem BIC 
BUNDATWW. Zahlungen an die alte IBAN ATxx 6000 0xxx xxxx xxxx (BIC OPSKATWW) bei der BAWAG P.S.K. 
werden nicht mehr angenommen und mit dem Hinweis auf eine falsche IBAN auf Ihr Konto zurückgeleitet. 
Überprüfen Sie daher alle Ihre Vorlagen im Electronic Banking und ändern Sie bitte umgehend allfällige 
Daueraufträge auf die korrekte IBAN ab.
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8	N ützliche Werte für 2019

8.1	K ammerumlage 1 – Senkung ab 1.1.2019

Mit 1.1.2019 ist die KU 1 zweifach gesenkt worden. Von der Bemessungsgrundlage ausgenommen sind 	
nunmehr die Vorsteuern bzw. Erwerbsteuern von Investitionen in das ertragsteuerliche Anlagevermögen 	
(einschließlich GWG). Andererseits wurde der Hebesatz von bisher fix 0,3 % auf einen gestaffelten Satz gesenkt. 

Bemessungsgrundlage Staffel bis € 3 Mio.
Staffel zwischen  

€ 3 und € 32,5 Mio.
Staffel  

ab € 32,5 Mio.

Hebesatz 0,29 % 0,2755 % 0,2552 %

8.2	R ichtwertmietzins ab 1.4.2019

Die Richtwerte nach dem Richtwertgesetz wurden ab dem 1.4.2019 neu festgesetzt. Danach ergeben sich 
folgende erhöhte Richtwerte (RW in € je m² Nutzfläche):

Bgld Kärnten NÖ OÖ Sbg Stmk Tirol Vbg Wien

RW alt € 5,09 € 6,53 € 5,72 € 6,05 € 7,71 € 7,70 € 6,81 € 8,57 € 5,58

RW neu € 5,30 € 6,80 € 5,96 € 6,29 € 8,03 € 8,02 € 7,09 € 8,92 € 5,81

Bei neuen Mietverträgen kann der neue Richtwert bereits ab 1.4.2019 vereinbart werden. Bei bereits be-
stehenden Mietverträgen muss die Wertsicherung ab der Mietperiode Mai 2019 vom Mieter verlangt werden. 
Die Geltendmachung der Wertsicherung muss schriftlich nach dem 1.4.2019 und mindestens 14 Tage vor 
dem nächsten Mietzinstermin geltend gemacht werden. Gemäß § 2 Abs. 1 Sachbezugswerteverordnung 
ist für kostenlos oder verbilligt an Arbeitnehmer zur Verfügung gestellten Wohnraum der Richtwert vom 
31.10. des Vorjahres als Sachbezug anzusetzen. Die neuen Richtwerte sind daher ab 1.1.2020 bei der 
Ermittlung der Sachbezugswerte anzusetzen.

8.3	N ützliche Übersicht Lohnverrechnungswerte

•	 Pendlerpauschale (PP)

kleines Pendlerpauschale großes Pendlerpauschale

Entfernung jährlich monatlich jährlich monatlich

2 km  – 20 km kein PP kein PP € 372,00 € 31,00

20 km  – 40 km € 696,00 € 58,00 € 1.476,00 € 123,00

40 km  – 60 km € 1.356,00 € 113,00 € 2.568,00 € 214,00

über 60 km € 2.016,00 € 168,00 € 3.672,00 € 306,00

Pendlereuro: pro Kilometer einfacher Fahrtstrecke bei Anspruch auf Pendlerpauschale: € 2,00
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Anzahl Fahrten / Monat zum Arbeitsplatz 4 bis 7 Tage 8 bis 10 Tage > 11 Tage

aliquoter Anspruch auf Pendlerpauschale 1/3 2/3 3/3

Wird dem Arbeitnehmer ein Dienstauto zur Verfügung gestellt und dessen Privatnutzung als Sachbezug 
versteuert, steht kein Pendlerpauschale zu. 	

•	 Dienstreise

Taggeld – Inland Dauer > 3 Std bis 12 Std aliquot ein Zwölftel € 26,40

Nächtigungsgeld – Inland pauschal anstelle Beleg für Übernachtung € 15,00

	

Km-Geld PKW / Kombi
Km-Geld  

Mitbeförderung
Km-Geld Motorrad Km-Geld Fahrrad

€ 0,42 € 0,05 € 0,24 € 0,38

8.4	S achbezugswerte für Dienstautos ab 2019

Sachbezug Fahrzeugtyp CO2-Wert im Zeitpunkt 
der Erstzulassung

max. pm Vorsteuerabzug

2 %
alle PKW und 	

Hybridfahrzeuge
über 121 g / km € 960,00 Nein

1,5 %
ökologische 	

PKW und Hybrid
fahrzeuge

Anschaffung in	
2016: bis 130 g / km	
2017: bis 127 g / km	
2018: bis 124 g / km	
2019: bis 121 g / km

€ 720,00 Nein

0 % Elektroautos    € 0,00 ja 

Für ab dem 1.9.2018 erstmalig in der EU zugelassene Fahrzeuge wird der Verbrauch nach dem neuen 
WLTP-Messverfahren anstelle des bisherigen NEFZ-Verfahrens ermittelt, was im Schnitt einen um ca. 20 % 	
höheren Verbrauchswert ergibt. Daraus resultieren 2019 noch keine Änderungen für die Sachbezugswerte 
oder die Normverbrauchsabgabe. 

Bis Ende 2019 erfolgt eine Rückrechnung von WLTP auf NEFZ mit Hilfe des von der EU-Kommission ver
öffentlichten Kalkulators (https://co2mpas.io/). 
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8.5	S achbezugswerte für Zinsersparnis

Gegenüber dem Vorjahr unverändert ist 2019 die Zinsersparnis für einen Gehaltsvorschuss oder ein 	
Arbeitgeberdarlehen, die den Betrag von € 7.300 übersteigen, mit 0,5 % als Sachbezug anzusetzen. 

8.6	D ienstwohnungen

Der Sachbezug für Dienstwohnungen orientiert sich jeweils an den zum 31.10. des Vorjahres geltenden 
Richtwertmietzinsen. Diese wurden zuletzt ab 1.4.2017 angepasst. Daher gelten 2019 unverändert zum 
Vorjahr folgende Sachbezugswerte für Dienstwohnungen pro Quadratmeter Wohnfläche:

Bgld Kärnten NÖ OÖ Sbg Stmk Tirol Vbg Wien

€ / m² 5,09 6,53 5,72 6,05 7,71 7,70 6,81 8,57 5,58

Ist der um ein Viertel gekürzte fremdübliche Mietzins um mehr als 100 % höher als der sich aus obigen 	
Werten ergebende Sachbezug, dann ist der um 25 % verminderte fremdübliche Mietzins anzusetzen. 	
Die Quadratmeterwerte beinhalten auch die Betriebskosten. Werden die Betriebskosten vom Arbeitnehmer 
getragen, ist von den Quadratmeterwerten ein Abschlag von 25 % vorzunehmen. Werden die Heizkosten vom 
Arbeitgeber übernommen, ist ganzjährig ein Heizkostenzuschlag von € 0,58 pro m² anzusetzen. Kosten
beiträge des Arbeitnehmers kürzen diesen Zuschlag. Bei einer vom Arbeitgeber gemieteten Wohnung sind 
die oben angeführten Quadratmeterwerte der um 25 % gekürzten tatsächlichen Miete (samt Betriebskosten, 
exklusive Heizkosten) einschließlich der vom Arbeitgeber getragenen Betriebskosten gegenüberzustellen; 	
der höhere Wert bildet den maßgeblichen Sachbezug. Für arbeitsplatznahe Dienstwohnungen bis zu 30 m² 	
ist kein Sachbezug bzw. bei einer Wohnungsgröße zwischen 30 m² und 40 m² ein um 35 % reduzierter Sach-
bezug anzusetzen, wenn diese Wohnung nicht den Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers bildet.

8.7	U nterhaltsleistungen – Regelbedarfsätze für 2019

Ein Unterhaltsabsetzbetrag von € 29,20 (für das 2. Kind € 43,80 und für jedes weitere Kind € 58,40) steht 	
zu, wenn Unterhaltszahlungen an nicht haushaltszugehörige Kinder geleistet werden. Der Anspruch besteht 
nur, wenn sich die Kinder in einem EU-, EWR-Staat oder in der Schweiz aufhalten. Der Unterhaltsabsetz
betrag kann nur für jene Monate geltend gemacht werden, in denen der volle Unterhalt geleistet wurde. 	
In Fällen, in denen keine behördliche Festsetzung der Unterhaltsleistungen vorliegt, müssen zumindest 
die Regelbedarfsätze bezahlt werden. Die monatlichen Regelbedarfsätze werden jährlich per 1. Juli ange-
passt. Damit für steuerliche Belange unterjährig keine unterschiedlichen Beträge zu berücksichtigen sind, 
sind die nunmehr gültigen Regelbedarfsätze für das gesamte Kalenderjahr 2019 heranzuziehen.

Kindesalter in Jahren 0 – 3 J. 3 – 6 J. 6 – 10 J. 10 – 15 J. 15 – 19 J. 19 – 28 J.

Regelbedarfssatz 2018 € 204 € 262 € 337 € 385 € 454 € 569

Regelbedarfssatz 2019 € 208 € 267 € 344 € 392 € 463 € 580
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Liegt weder eine behördlich festgelegte Unterhaltsverpflichtung noch ein schriftlicher Vertrag vor, 	
muss die empfangsberechtigte Person eine Bestätigung vorlegen, aus der das Ausmaß des vereinbarten 
Unterhalts und das Ausmaß des tatsächlich bezahlten Unterhalts hervorgehen. In allen Fällen steht der 
Unterhaltsabsetzbetrag nur dann für jeden Kalendermonat zu, wenn

-	 der vereinbarten Unterhaltsverpflichtung in vollem Ausmaß nachgekommen und alles bezahlt wurde, 
-	 die von den Gerichten angewendeten sogenannten Regelbedarfsätze nicht unterschritten wurden.

8.8	 Familienbeihilfe

Die Familienbeihilfe beträgt im Jahr 2019 unverändert gegenüber dem Vorjahr:

Familienbeihilfe für ein Kind 2019
Erhöhungsbetrag für jedes Kind, wenn 	
für mehrere Kinder FBH bezahlt wird:

0 – 2 Jahre € 114,00 für 2 Kinder €  7,10

3 – 9 Jahre € 121,90 für 3 Kinder € 17,40

10 – 18 Jahre € 141,50 für 4 Kinder € 26,50

ab 19 Jahre (bis max. 24 Jahre) € 165,10 für 5 Kinder € 32,00

Zuschlag bei Behinderung € 155,90 für 6 Kinder € 35,70

für jedes weitere Kind € 52,00
Mehrkindzuschlag von € 20 monatlich ab dem 	
3. Kind (Familieneinkommen unter € 55.000).	
Für alle 6- bis 15-jährigen Kinder gibt es einmalig im September ein Schulstartgeld in Höhe von € 100.

8.9	 Familienbonus Plus

Der Familienbonus Plus ist ein Steuerabsetzbetrag, der ab dem 1.1.2019 dann zusteht, wenn für ein Kind 
Familienbeihilfe bezogen wird. Der Familienbonus plus beträgt pro Kind

-	 € 125 monatlich (= € 1.500 jährlich) bis zum 18. Geburtstag des Kindes
-	 € 41,67 monatl. (= € 500 jährlich) nach Vollendung des 18. Lj, solange dem Kind Familienbeihilfe gebührt

Der Anspruch stellt auf eine monatliche Betrachtung ab, weshalb auch für jene Kinder, die in der zweiten 
Jahreshälfte geboren wurden, ein aliquoter Anteil von € 125 pro Monat zusteht. 

Für Kinder, die nicht im Inland sondern im EU / EWR-Raum / Schweiz leben, werden der Familienbonus 
Plus und der Alleinverdiener- / Alleinerzieherabsetzbetrag sowie der Unterhaltsabsetzbetrag an das Preis-	
niveau des Wohnsitzstaates angepasst. Für Kinder, die in Drittstaaten leben, gebühren kein Familienbonus 
Plus und kein Alleinverdiener- / Alleinerzieherabsetzbetrag.

Der Familienbonus Plus ersetzt den Kinderfreibetrag und die Kinderbetreuungskosten bis zum 10. Lebensjahr 
des Kindes. Weiterhin als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig sind Aufwendungen für Berufsausbildung 
des Kindes außerhalb des Wohnortes mit einem Pauschalbetrag von € 110 je Monat der Berufsausbildung.
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8.10	S ozialversicherungswerte und -beiträge für 2019

8.10.1	D ienstnehmer (ASVG)

Höchstbeitragsgrundlage in € jährlich monatlich täglich

laufende Bezüge — 5.220,00 174,00
Sonderzahlungen 1) 10.440,00 — —
Freie Dienstnehmer ohne Sonderzahlungen — 6.090,00 —

Geringfügigkeitsgrenze — 446,81 —

Höchstbeiträge (ohne BV-Beitrag) in € gesamt Dienstgeber-Anteil Dienstnehmer-Anteil

Arbeiter/Angestellte 
- monatlich 	
- jährlich (inklusive Sonderzahlungen)

2.061,90
28.710,00

1.116,04
15.572,35

945,86
13.137,65

Freie Dienstnehmer
- monatlich 	
- jährlich (ohne Sonderzahlungen)

2.344,65	
28.135,80

1.271,59	
15.259,08

1.073,06	
12.876,72

Beitragssätze je Beitragsgruppe gesamt DG-Anteil DN-Anteil

Arbeiter / Angestellte
Unfallversicherung  1,20 %     1,20 %  3) —
Krankenversicherung 7,65 % 3,78 % 3,87 %
Pensionsversicherung 22,80 %  6) 12,55 % 10,25 %
Sonstige (AV, KU, WF, IE)  7,85 %  3,85 % 4,00 % 2)

Gesamt 39,50 % 21,38 % 18,12 %
BV-Beitrag (ohne Höchstbeitragsgrundlage)  1,53 %  1,53 % —

Freie Dienstnehmer
Unfallversicherung  1,20 %     1,20 %  3) —
Krankenversicherung 7,65 % 3,78 % 3,87 %
Pensionsversicherung 22,80 %  6) 12,55 % 10,25 %
Sonstige (AV, KU, WF, IE)  6,85 % 3,35 % 3,50 % 2)

Gesamt 38,50 % 20,88 % 17,62 %
BV-Beitrag (ohne Höchstbeitragsgrundlage)  1,53 %  1,53 % —

Auflösungsabgabe
Bei DG-Kündigung/einvernehmlicher Auflösung Letztmalig im Jahr 2019  € 131,00 —

Pensionisten
Krankenversicherung = gesamt 5,10 % — 5,10 %

Geringfügig Beschäftigte bei Überschreiten der 	
1,5-fachen Geringfügig-	

keitsgrenze von € 670,22 4)

bei Überschreiten der 	
GF-Grenze aus mehreren 	
Dienstverhältnissen 5)

Arbeiter 17,60 % 14,12 %
Angestellte 17,60 % 14,12 %
Freie Dienstnehmer 17,60 % 14,12 %
BV-Beitrag („Abfertigung neu“) 1,53 % —

Selbstversicherung (Opting In)  € 63,07 monatlich

1)	 Für Sonderzahlungen verringern sich die Beitragssätze bei Arbeitern und Angestellten um 1 % (DN-Anteil) bzw. 0,5 % (DG-Anteil), bei freien Dienstnehmern nur der DN-Anteil um 0,5 %.
2)	 Der 3%ige Arbeitslosenversicherungsbeitrag (AV) beträgt für Dienstnehmer mit einem Monatsbezug bis € 1.681 Null, über € 1.681 bis € 1.834: 1 % und über € 1.834 bis € 1.987: 2 %.
3) 	 Entfällt bei über 60-jährigen Beschäftigten.
4)	 UV 1,2 % (entfällt bei über 60-jährigen geringfügig Beschäftigten) zuzüglich pauschale Dienstgeberabgabe 16,4 %.	 	
5) 	 Zuzüglich 0,5 % Arbeiterkammerumlage.
6) 	 Der Beitragssatz zur Pension halbiert sich für Dienstnehmer, die bereits Anspruch auf Alterspension haben, diese aber nicht beanspruchen. 	

Die Halbierung erfolgt bei Frauen zwischen dem 60. und 63. Lebensjahr, bei Männern zwischen dem 65. und 68. Lebensjahr.
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1)	 Wenn innerhalb der letzten 120 Kalendermonate keine Kranken- bzw. Pensionsversicherung in der GSVG bestanden hat, bleibt die Beitragsgrundlage iHv € 446,81 pro Monat fix, 	
	 d. h. es erfolgt keine Nachbemessung.
2)	 Die große Versicherungsgrenze, wenn keine Nebentätigkeit ausgeübt wird, entfällt seit 2016.

3)	 Der Beitragssatz zur Pension halbiert sich für Personen, die bereits Anspruch auf Alterspension haben, diese aber nicht beanspruchen. 	
Die Halbierung erfolgt bei Frauen zwischen dem 60. und 63. Lebensjahr, bei Männern zwischen dem 65. und 68. Lebensjahr. 

8.10.2	G ewerbetreibende und sonstige Selbständige (GSVG / FSVG)

Mindest- und  
Höchstbeitragsgrundlagen in €

vorläufige und endgültige 	
Mindestbeitragsgrundlage 

vorläufige und endgültige 	
Höchstbeitragsgrundlage

monatlich jährlich monatlich jährlich

Gewerbetreibende
Neuzugänger im 1. bis 2. Jahr – KV 1) 446,81 5.361,72 — —
Neuzugänger im 1. bis 2. Jahr – PV 654,25 7.851,00 6.090,00 73.080,00
ab dem 3. Jahr – in der KV 446,81 5.361,72 6.090,00 73.080,00
ab dem 3. Jahr – in der PV 654,25 7.851,00 6.090,00 73.080,00

Sonstige Selbständige
mit oder ohne anderen Einkünften 2) 446,81 5.361,72 6.090,00 73.080,00

Einkünfte aus versicherungspflichtiger Tätigkeit lt. Steuerbescheid 2016 
+	 in 2016 vorgeschriebene KV- und PV-Beiträge

=	 Summe
x	 1,075 (Inflationsbereinigung)
:	 Anzahl der Pflichtversicherungsmonate 2016

Berechnung der vorläufigen  
monatlichen Beitragsgrundlage: 
(bis zum Vorliegen des Steuer-
bescheides für 2019): 

Beitragssätze Gewerbetreibende FSVG Sonstige Selbständige

Unfallversicherung pro Monat  € 9,79  € 9,79 € 9,79 

Krankenversicherung  7,65 % —  7,65 %

Pensionsversicherung 18,50 % 3) 20,00 % 3)  18,50 % 3)

Gesamt 26,15 % 20,00 % 26,15 %
BV-Beitrag (bis Beitragsgrundlage) 1,53 % freiwillig 1,53 %

Mindest- und Höchstbeiträge in  
Absolutbeträgen (inkl. UV) in €  
(ohne BV-Beitrag)

vorläufige Mindestbeiträge
vorläufige und endgültige 	

Höchstbeiträge

monatlich jährlich monatlich jährlich

Gewerbetreibende
Neuzugänger im 1. und 2. Jahr 165,01 1.980,13 1.170,62 14.047,44
ab dem 3. Jahr 165,01 1.980,13 1.602,33 19.227,96

Sonstige Selbständige
mit oder ohne anderen Einkünften 126,63 1.519,57 1.602,33 19.227,96

8.12	K ammerumlage 2 – Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag (DZ)

8.13	 Ausgleichstaxe 2019
Dienstgeber sind nach dem Behinderteneinstellungsgesetz verpflichtet, auf je 25 Dienstnehmer mindestens einen 	
begünstigten Behinderten einzustellen oder eine Ausgleichstaxe zu bezahlen. Diese beträgt für jeden begünstigten 	
Behinderten, der zu beschäftigen wäre: 

8.11	D ienstgeberbeitrag zum Familienlastenausgleichsfonds (DB)
Seit 2018 beträgt der DB 3,9 % der Bemessungsgrundlage (Arbeitslöhne an Dienstnehmer, freie Dienstnehmer und 
wesentlich Beteiligte). Übersteigt die monatliche Bemessungsgrundlage € 1.460 nicht, so verringert sie sich um 1.095 €. 

Steiermark Burgenland Salzburg Tirol NÖ Wien Kärnten Vorarlberg OÖ

0,37 % 0,42 % 0,40 % 0,41 % 0,38 % 0,38 % 0,39 % 0,37 % 0,34 %

Anzahl Dienstnehmer 0 – 24 25 – 99 100 – 399 ab 400 

monatliche Ausgleichstaxe / pro 25 DN keine  € 262,00  € 368,00  € 391,00
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